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Chronique générale

Finances publiques

Impôts directs

Im Herbst gab der Bundesrat seine Vorschläge betreffend Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung in die Vernehmlassung. Um die bestehende
Ungleichbehandlung von Zweiverdiener-Ehepaaren gegenüber gleich situierten
Zweiverdiener-Konkubinatspaaren abzubauen, änderte die Regierung den
Zweiverdienerabzug. Konkret schlug sie vor, 50% des niedrigeren Ehepaarverdienstes
bis zu einem Maximum von 55'000 Fr. zum Abzug zuzulassen. Die zu erwartenden
Mindereinnahmen von 750 Mio Fr. sollten sowohl einnahmen- als auch ausgabenseitig
finanziert werden. In seinen Antworten auf zwei Anfragen Fehr (sp, ZH) (Anfrage 05.1133
und 05.1134) bezüglich des Fahrplans zur Individualbesteuerung erklärte der Bundesrat,
mit der Annahme widersprüchlicher Motionen habe das Parlament keinen
wegweisenden Entscheid vorgelegt. Die Regierung werde daher den
Grundsatzentscheid fällen und sich für eines der Steuersysteme entscheiden müssen,
wolle jedoch vorerst die Auswertung der Vernehmlassung zu den Sofortmassnahmen
bei der Ehepaarbesteuerung abwarten. Betreffend Steuergutschriften halte sie
ungeachtet eines Systementscheides an ihrer ablehnenden Haltung gegenüber Abzügen
vom Steuerbetrag fest. Um eine allfällige Einführung erwerbsabhängiger
Steuergutschriften zu prüfen, habe sie eine Expertenkommission eingesetzt. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Parteien, Kantone und Economiesuisse äusserten sich kritisch zum Ansinnen des
Bundesrates. Das Ziel, die steuerliche Ungleichbehandlung von
Zweiverdienerehepaaren aufzuheben, war unbestritten, ungeeignet und untauglich
seien hingegen der vorgeschlagene Zweiverdienerabzug und die Gegenfinanzierung,
weil sie zu einer Mehrbelastung der Alleinstehenden führten. Zudem hätten
Zweiverdienerehepaare nun im Vergleich zu Einverdienerehepaaren und
Konkubinatspaaren deutlich weniger zu bezahlen als nach geltendem Recht. SVP, CVP
und Economiesuisse sprachen sich für ein Teilsplitting aus, das auch die Konferenz der
kantonalen Finanzdirektoren befürwortete; SP und FDP bevorzugten die Einführung der
Individualbesteuerung. 2

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 22.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Mai präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung. Um der in der Vernehmlassung geäusserten Kritik
Rechnung zu tragen, schlug die Regierung eine Lösung vor, welche die Vorschläge der
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren aufnimmt: Der Zweiverdienerabzug beträgt
50% des niedrigeren Ehepaarverdienstes bis zu einem Maximum von 12'500 Fr. (statt
55'000 Fr.) – unter Beibehaltung des Minimalansatzes von heute höchstens 7600 Fr. Mit
dem neuen Verheiratetenabzug von 2500 Fr. pro Ehepaar reduziert sich zudem die
verfassungswidrige Mehrbelastung von Zweiverdienerehepaaren; von dieser
Steuerentlastung profitieren auch Rentnerehepaare, Einverdienerehepaare und
Ehepaare, deren Einkünfte aus anderer Quelle als Erwerbseinkommen stammen. Auf die
in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehene Mehrbelastung von Alleinstehenden wird
verzichtet. Die Sofortmassnahmen befreien zwei Drittel der benachteiligten Ehepaare
völlig und einen Drittel teilweise von der „Heiratsstrafe“, ohne einen Systementscheid
zwischen Individualbesteuerung und Splitting zu präjudizieren. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer behandelte der Ständerat die Vorlage zu den Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
sprach sich der Rat mit 25:10 Stimmen für den neuen Verheiratetenabzug auch für
Paare aus, bei denen nur ein Partner erwerbstätig ist, und verwarf damit einen
Minderheitsantrag Sommaruga (sp, BE), welcher diesen streichen wollte. Die Vorlage
passiert die Gesamtabstimmung mit 35:0 Stimmen.

Im Nationalrat hatten ein Nichteintretens- und zwei Rückweisungsanträge keine
Chance: Eine Minderheit Genner (gp, ZH) fand es unverständlich, vor dem anstehenden
Systementscheid Splitting/Individualbesteuerung kostspielige Sofortmassnahmen zu
beschliessen. Eine Minderheit Jacqueline Fehr (sp, ZH) forderte statt des neuen
Verheiratetenabzugs eine Tarifanpassung, um keine Ungerechtigkeit bei den

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.10.2006
MAGDALENA BERNATH
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Rentnerpaaren zu schaffen, während Wäfler (edu, ZH) das Steuersystem auf den
Haushalt als wirtschaftliche Einheit abstützen wollte. Gemäss Bundesrat Merz schaffe
eine Tarifanpassung statt des Verheiratetenabzugs neue Probleme. In der
Detailberatung unterlag ein Minderheitsantrag von Jacqueline Fehr (sp, ZH), der statt
des Verheiratetenabzugs auch für pensionierte Ehepaare, die über zwei
Renteneinkommen verfügen, den höheren Zweiverdienerabzug vorsah. Bundesrat Merz
lehnte den Zweiverdienerabzug für Rentner vor allem aus finanziellen Gründen ab. Die
Kommissionssprecher Zuppiger (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) räumten eine
Benachteiligung der verheirateten Rentner ein, doch schien ihnen diese im Hinblick auf
das neue Steuersystem, das in absehbarer Zeit realisiert werden soll, vertretbar. Die
Vorlage, die Mindereinnahmen von 650 Mio Fr. (davon 540 Mio für den Bund) zur Folge
hat, wurde in der Gesamtabstimmung gegen Stimmen aus dem links-grünen Lager
angenommen. Das Geschäft passierte die Schlussabstimmung im Ständerat mit
Einstimmigkeit und im Nationalrat mit 166:0 Stimmen bei 19 Enthaltungen. 4

1) AB NR, 2005, Beilagen IV, S. 177 f. und 179 f.; BBl, 2005, S. 5740; Presse vom 24.9.05; 
2) LT, 6.10. und 24.12.05; Bund und SGT, 26.10.05; Presse vom 9.12. und 28.12.05; SN, 16.12.05; AZ, 22.12.05
3) BBl, 2006, S. 4471 ff.; NZZ und SGT, 15.3.06; Presse vom 18.5.06
4) AB NR, 2006, S. 1491 ff., 1539 ff. und 1605; AB SR, 2006, S. 925; BBl, 2006, S. 8339 f. ; AB SR, 2006, S. 452 ff. und 489 f.;
Presse vom 14. und 16.6.06.
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